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An Frau Krössin in der Fkt. als Leiterin Abt. Soziales: 
 
 
Ausweislich meines Schriftsatz vom 29.01.24, S 92 SO 2327/23 ER 
haben Sie die Tilgung eines Guthabens von 214€ angesetzt, das BK Guthaben betrug aber 
nachweislich nur 77,14€. 
 
Ausweislich meines Schriftsatzes vom 22.04.24, S 212 SO 724/24 ER 
planen Sie ab Juli wiederum ein angebliches Guthaben zu tilgen, dieses besteht nachweislich 
gar nicht. 
 
Ich fordere Sie auf: 
sofortige Rückerstattung aus zu hoch angesetztem Betriebskostenguthaben: 
März: 29,84€, April: 35,66€ und sicherlich auch noch für Mai: 35,66€. 
Korrektur des Bescheides: keine 35,66€ für Juni anzusetzen. 
Korrektur des Bescheides: keine 24,60€ von Juli bis Oktober anzusetzen. 
 
Alle weiteren Schikane-Massnahmen muss ich mir verbitten! 
 
Augenscheinlich wird sich nun zur Regel gemacht, mich nun ständig durch Tilgung von 
angeblichen Guthaben aus Betriebskosten, die nicht in dieser Höhe bestehen, sondern 3 mal 
so hoch angesetzt werden und zuletzt gar nicht bestandenen, zu unterdecken. 
Offensichtlich sind die Mitarbeitenden in Ihrem Amt nicht zu sachlich und rechtlich 
angemessenen Bearbeitung verpflichtet. Rechtsstaatlichkeit, Menschenwürdigkeit, 
Diskriminierungsverbot sind keine Normen, die in Ihrem Amt eine Rolle spielen. 
 
Leider sehe ich mich gezwungen, dies Mal eine kurze Frist zu setzen. Kurzfristig bin ich 
ausschliesslich unter der og. Faxnummer zu erreichen- da meine Post mit Hilfspersonen 



bearbeitet wird. 
 
Wenn ich von Ihnen bis zum  05-05-24 nicht höre, muss ich davon ausgehen, dass 
es für Sie als Mitglied der PdL in Ordnung ist (und werde das öffentlich auch so vertreten): 
 
wenn bei schwerkranken Menschen trotz Warnung eines ärztlichen Attests (anbei) und 
gesundheitlicher Schäden der Regelsatz dauerhaft unterdeckt wird, obwohl es sich hier um 
Schikanemassnahmen von Ihren Mitarbeitenden, hier Frau Bräuker, handelt, die den 
Regelsatz ständig durch Tilgung von angeblichen Guthaben unterdeckt. 
 
wenn damit ausweislich meiner eidesstattlichen Versicherung (anbei), ich die Durchsetzung 
meiner erbrechtlichen Ansprüche nicht mehr finanzieren kann und ich damit bis ans 
Lebensende (leider ist bei mir dieses nicht reduziert) im Sozialhilfebezug verbleibe und damit 
ein Schaden min. 300.000€ zu Lasten Steuerzahlerin, Staatskasse. Ich darf folgern, dass für 
Sie und Ihre Partei steigende Sozialkosten kein Problem sind, es nicht gilt diese zu 
verhindern, sondern aktiv herbeizuführen. Die Warnung des Landesrechnungshof vor der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit führt bei Ihnen nicht dazu, dass in Ihrem Amt, Personen, die 
Sozialhilfebezug beenden zu versuchen, Unterstützung erhalten, diese müssen vielmehr 
versucht werden aktiv, im Bezug zu halten. 
  
Ich halte ferner fest: 
in Ihrem Hause wurde die ständige Unterdeckung des Existenzminimum praktisch und 
rechtlich erdacht, indem fiktive Guthaben eingetragen und abgezogen werden und rechtlich 
wie folgt argumentiert wird:  
das Pflegegeld ist für die Heizkosten einzusetzen; 
da das Existenzminimum auch ausreichend ist, wenn sanktioniert wird, reicht eine geringere 
Leistung, auch wenn keine Sanktion vorliegt. 
 
Ich merke von an, dass die Argumentation  § 26 SGB XII geradezu grotesk ist, hier kann 
sanktioniert werden, wer den Hilfebezug herbeiführt, ich versuche diesen ja gerade beenden- 
die Antwort des Sozialamts Pankow weitere finanzielle Schikanen, um zu torpedieren, dass 
ich den Hilfebezug beende. Augenscheinlich ist es ein großes Anliegen, Personen im 
Soziahilfebezug zu halten. 
  
Ich kann nicht erkennen, wie sich dieser Ansatz in die hiesige Rechtsordnung integrieren soll. 
 
Die Bekundungen Ihrer Partei und der Ihrer Vorgängerin (Grüne) zu Armen- und 
Behindertenfreundlichkeit sind als Deckmanöver zu bewerten, unter dem praktisch ganz 
anders und entgegengesetzt gehandelt wird. 
 
Birgitta Wehner 


